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Vorformulierte Bestimmungen über ein laufzeitunabhängiges Bearbeitungs-
entgelt in Darlehensverträgen, die zwischen Kreditinstituten und Unter-
nehmern geschlossen wurden, sind unwirksam. Dies entschieden die Richter 
des Bundesgerichtshofs (BGH) in 2 Verfahren vom 4.7.2017.

Grundsätzlich sind Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam, 
wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glau-
ben unangemessen benachteiligen.

Die Angemessenheit der Klauseln lässt sich nach Auffassung des BGH auch nicht mit Be-
sonderheiten des kaufmännischen Geschäftsverkehrs rechtfertigen. Soweit hierzu eine 
geringere Schutzbedürftigkeit und eine stärkere Verhandlungsmacht von Unternehmern 
im Vergleich zu Verbrauchern angeführt werden, wird übersehen, dass der Schutzzweck 
der o. g. Regelung, die Inanspruchnahme einseitiger Gestaltungsmacht zu begrenzen, 
auch zugunsten eines – informierten und erfahrenen – Unternehmers gilt. 

 
In ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen nahm eine Fluggesellschaft eine 
Klausel auf, nach der einem Reiseteilnehmer 25 € Bearbeitungsgebühr von 
dem ihm zu erstattenden Betrag einbehalten werden, wenn er eine Buchung 
für einen Flug im Spartarif storniert oder den Flug nicht antritt.

Die Richter des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) sehen das anders und entschieden 
dazu, dass Fluggesellschaften keine pauschalen Bearbeitungsgebühren für die Stornie-
rung eines Fluges berechnen dürfen.

Ferner stellte der Bundesverband der Verbraucherzentralen bei einer Online-Probebu-
chung im Jahr 2010 fest, dass die ausgewiesenen Steuern und Gebühren viel niedriger 
waren als die tatsächlich an die betreffenden Flughäfen abzuführenden.
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Hierzu stellte der EuGH fest, dass dem Kunden immer die Höhe der Beträge mitzuteilen 
sind, die im zu zahlenden Endpreis auf den Flugpreis, die Steuern, die Flughafenge-
bühren und die sonstigen Gebühren, Zuschläge und Entgelte als Bestandteile des End-
preises entfallen. Hätten die Luftfahrtunternehmen die Wahl, die entsprechenden Steu-
ern, Gebühren, Zuschläge und Entgelte entweder in den Flugpreis einzubeziehen oder 
sie gesondert auszuweisen, würde das mit der Verordnung verfolgte Ziel der Information 
und Transparenz in Bezug auf die Preise nicht erreicht.

   
In einem vom Oberlandesgericht Köln (OLG) entschiedenen Fall konnten 
Verbraucher auf der Webseite der Telekom Deutschland GmbH beim Ab-
schluss eines Telefonvertrags per Klick in die Nutzung ihrer Vertragsdaten 
zur „individuellen Kundenberatung“ bis zum Ende des auf die Kündigung 

folgenden Kalenderjahres einwilligen. Das Unternehmen wollte seine ehemaligen Kun-
den über neue Ange bote und Services per E-Mail, Telefon, SMS oder MMS infor mieren 
und beraten. Ein späterer Widerruf war jederzeit möglich.

Das OLG untersagte eine Einwilligungserklärung über die Nutzung von Vertragsdaten für 
Werbenachrichten oder -anrufe zur „individuellen Kundenberatung“ nach Vertragsende. 
Nach Auffassung des OLG verstößt die Werbebefugnis gegen das Verbot belästigender 
Werbung. Sie erlaubt dem Unternehmen, Vertragsdaten eines Verbrauchers in erheb-
lichem Umfang zur „individuellen Kundenberatung“ am Telefon zu verwenden. Im un-
günstigsten Falle sei der betroffene Verbraucher bereits seit fast 2 Jahren kein Kunde 
mehr und zudem nach Vertragsende wahrscheinlich längst Kunde eines Wettbewerbers. 

   
Leider kommt es bei Gebrauchtwagenkäufen immer wieder vor, dass der Ta-
chostand nicht der tatsächlichen Laufl eistung entspricht. Über die Frage, 
welche Rechte einem Käufer dann zustehen, hat das Oberlandesgericht Ol-
denburg (OLG) am 18.5.2017 entschieden.

Der nachfolgende Sachverhalt lag dem OLG zur Entscheidung vor: Ein Mann kaufte im 
September 2015 einen gebrauchten Pkw für 8.000 €. Nach kurzer Zeit wollte er den 
Wagen wegen eines angeblich falschen Tachostands zurückgeben. Der Verkäufer ver-
weigerte die Rücknahme.

Ein gerichtlicher Sachverständiger stellte fest, dass das Fahrzeug bereits Anfang 2010 
eine Laufl eistung von über 222.000 km aufgewiesen hatte. Verkauft wurde es im Sep-
tember 2015 dann mit einem Tachostand von 160.000 km. Das OLG verpfl ichtete in 
seiner Entscheidung den Verkäufer zur Rücknahme des Wagens.

Der Verkäufer kann sich nicht darauf berufen, dass er den Tachostand lediglich „laut 
Tacho“ angegeben und selbst keine eigene Kenntnis von der tatsächlichen Laufl eistung 
gehabt hat, weil er den Wagen selbst gebraucht gekauft hatte. Bei einem Verkauf zwi-
schen Privatleuten kann der Käufer auch nicht ohne Weiteres davon ausgehen, dass der 
Verkäufer den von ihm angegebenen Tachostand auf seine Richtigkeit überprüft habe.

Im vorliegenden Fall hatte aber der Verkäufer die Laufl eistung im Kaufvertrag unter der 
Rubrik „Zusicherungen des Verkäufers“ eigenhändig eingetragen. Damit hatte er aus-
drücklich eine Garantie übernommen, an der er sich festhalten lassen muss. 

   
Macht der Gesellschafter, der wie ein Geschäftsführer in die Leitung der 
Gesellschaft eingebunden ist, im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit eine 
Erfi ndung, kann für ihn nach den Gesamtumständen die Pfl icht bestehen, 
diese Erfi ndung der Gesellschaft (entschädigungslos) anzudienen, wenn die 

Leitungsfunktion des Gesellschafters auch den technischen Bereich betraf, die Erfi ndung 
dem Geschäftsgegenstand der Gesellschaft zuzuordnen ist und die Erfi ndung überwie-
gend auf Mitteln, Erfahrungen und Vorarbeiten des Unternehmens beruhte.

Verstößt der Gesellschafter gegen die ihn treffende Andienungspfl icht und meldet die 
Erfi ndung im eigenen Namen als Patent an, steht der Gesellschaft ein Anspruch auf 
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Übertragung der Anmeldung bzw. des aufgrund dieser Anmeldung erteilten Patents – 
gegebenenfalls Zug um Zug gegen Zahlung der Kosten für die Anmeldung und Aufrecht-
erhaltung des Schutzrechts – zu.

In einem vom Bundesgerichtshof (BFH) entschiedenen Fall bot eine Reise-
plattform im Internet das Bezahlen mit Kreditkarte nur gegen ein zusätz-
liches Entgelt an. Bei einem Reisepreis von ca. 120 € fi elen Kosten in Höhe 
von 12,90 € an. Kostenlos konnte nur per „Sofortüberweisung“ gezahlt wer-
den. Hierbei öffnete sich ein Dialogfenster. Eingegeben werden sollten die 

Kontodaten inklusive PIN und TAN. Damit prüfte der Anbieter dann unter anderem den 
Kontostand, den Disporahmen und ermittelte, ob der Kunde andere Konten hatte.

Die Richter des BGH entschieden dazu in ihrem Urteil vom 18.7.2017, dass „Sofortüber-
weisung“ nicht als einzige kostenlose Zahlungsweise zumutbar ist. So darf, nach Auf-
fassung der Bundesrichter, die einzige kostenlose Zahlungsart Verbraucher nicht dazu 
zwingen, mit einem nicht beteiligten Dritten in vertragliche Beziehungen zu treten und 
diesem hochsensible Finanzdaten zu übermitteln. Grundsätzlich kann das Geschäfts-
modell „Sofortüberweisung“ betrieben werden. Den Kunden müssten jedoch weitere 
kostenlose Zahlungsmöglichkeiten angeboten werden.

In einem vom Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg (LAG) entschie-
denen Fall hatte eine Arzthelferin ein Terminblatt (Name und Geburtsdatum 
waren ersichtlich) vom Bildschirm mit einem Smartphone abfotografi ert und 
an ihre Tochter weitergeleitet. Diese wiederum hatte das Foto bei einem 
Sporttraining weitergezeigt. Der Arbeitgeber erfuhr davon und sprach der 
Arzthelferin die außerordentliche Kündigung aus.

Dazu entschieden die Richter des LAG, dass das Verhalten der Angestellten an sich – 
losgelöst von den besonderen Umständen und den beiderseitigen Interessen – geeignet 
war, eine außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses zu begründen. Es stellt 
einen wichtigen Grund zur außerordentlichen Kündigung eines Arbeitsverhältnisses dar, 
wenn die medizinische Fachangestellte einer Arztpraxis Patientendaten unbefugt nach 
außen gibt. Die Gewährleistung der ärztlichen Schweigepfl icht, auch durch das nicht-
ärztliche Personal, ist grundlegend für das erforderliche Vertrauensverhältnis zwischen 
Arzt und Patient. Die Betreiber medizinischer Einrichtungen haben daher ein gewich-
tiges Interesse daran, dieses Vertrauen bei Störungen durch Preisgabe von Patienten-
daten möglichst schnell wiederherzustellen.

Hinweis: Neben der arbeitsrechtlichen Beurteilung gibt es noch die strafrechtliche 
Seite. Wer unbefugt ein Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm 
z. B. als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker anvertraut worden oder sonst bekannt 
geworden ist, macht sich strafbar. Angestellte dieser Berufsträger stehen diesen gleich.

 
Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz sollen Benachteiligungen 
aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Ge-
schlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität verhindert oder beseitigt werden. 

Demnach dürfen auch Beschäftigte nicht wegen eines der o. g. Gründe benachteiligt 
werden. Auch eine Arbeitsplatzausschreibung muss dieses berücksichtigen. Bei einem 
Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpfl ichtet, den hier-
durch entstandenen Schaden zu ersetzen.

Eine Stellenausschreibung mit der Formulierung „erste Berufserfahrung“ und „Berufs-
anfänger“ kann mittelbar mit dem im Gesetz genannten Grund „Alter“ verknüpft und 
daher diskriminierend sein. Dies ist insbesondere anzunehmen, wenn damit signalisiert 
wird, lediglich Interesse an der Gewinnung jüngerer Mitarbeiter zu haben. Personen mit 
längerer Berufserfahrung weisen typischerweise ein höheres Lebensalter auf.
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 Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
 (§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

 Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
 (§ 288 BGB seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
  (abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  (abgeschlossen ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale
 
 Verbraucherpreis- 2017: Juni = 109,0; Mai = 108,8; April = 109,0; März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1
 index: 2010 = 100 2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9; September = 107,7
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Eine Stellenausschreibung zielt nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts in seiner 
Entscheidung vom 26.1.2017 jedoch nicht auf eine Personengruppe bestimmten Alters, 
wenn dieser entnommen werden kann, dass vom Bewerber beispielsweise eine „ein-
schlägige Berufserfahrung“ erwartet wird bzw. als Berufseinsteiger seine Interessens-
schwerpunkte „in den genannten Rechtsgebieten“ (wurden aufgeführt) liegen.

Anmerkung: Immer häufi ger haben sich die Arbeitsgerichte mit klagenden Bewerbern 
zu befassen, die über „Scheinbewerbungen“ und der erwarteten Ablehnung derselben 
Schadensersatz wegen Diskriminierung fordern. Um solchen „Scheinbewerbungen“ den 
Wind aus den Segeln zu nehmen, sollten Sie sich zu den einzelnen Stellenausschrei-
bungen fachlich beraten lassen.

   
Jährlich einmal gezahltes Urlaubs- oder Weihnachtsgeld erhöhen nicht das 
Elterngeld. Diese Gelder bleiben bei der Bemessung des Elterngeldes als sons-
tige Bezüge außer Betracht. Dies hat das Bundessozialgericht am 29.6.2017 
entschieden.

Das Elterngeld bemisst sich für Arbeitnehmer nach dem Durchschnitt des laufenden, in 
der Regel monatlich zufl ießenden Lohns im Bemessungszeitraum. Üblicherweise sind 
damit die laufenden Löhne in den 12 Kalendermonaten vor dem Geburtsmonat des Kin-
des Grundlage der Berechnung. Nicht zu diesem laufenden Arbeitseinkommen gehö-
ren Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, welches im Bemessungszeitraum jeweils nur einmal 
gewährt wird. Sie zählen zu den für die Bemessung des Elterngeldes unmaßgeblichen, 
lohnsteuerlich als sonstige Bezüge behandelten Einnahmen.

Eine Zuordnung zum laufenden Lohn folgt nicht daraus, dass Urlaubs- und Weihnachts-
geld als Teile des Gesamtjahreslohns zu berechnen sind. Auch dass sie in gleicher Höhe 
wie regelmäßiger Monatslohn gezahlt werden, begründet keine wiederholten bezie-
hungsweise laufenden Zahlungen. Die Zahlung erfolgte vielmehr anlassbezogen einmal 
vor der Urlaubszeit und einmal vor Weihnachten.

   
Seit 1.7.2017 gilt die neue Pfändungstabelle nach der Zivilprozessord-
nung. Der unpfändbare Grundbetrag ist auf 1.133,80 Euro/Monat (vorher: 
1.073,88 €/Monat) gestiegen.

Ist der Schuldner bzw. die Schuldnerin zu Unterhaltszahlungen verpfl ichtet, erhöht sich 
der unpfändbare Betrag entsprechend der Unterhaltsberechtigten. Bei einer Unterhalts-
pfl icht für eine Person darf ein zusätzlicher Betrag von 426,71 €/Monat (bis 30.6.2017: 
404,16 €/Monat) nicht gepfändet werden, für die zweite bis fünfte Person jeweils zu-
sätzlich 237,73 €/Monat (bis 30.6.2017: 225,17 €/Monat).

Ermittelt werden kann die Höhe des unpfändbaren Arbeitseinkommens z. B. mit dem 
Pfändungsfreibetragsrechner auf dem Justizportal NRW (www.justiz.nrw.de – Bürger-
service – Broschüren und Hilfen – Berechnung des Pfändungsfreibetrags).
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